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Heidelberger Akademie der Wissenschaften
(Kapitel 1499)

Aufgrund der Prifung des Rechnungshofs hat die Akademie der
Wissenschaften in Heidelberg ihre Haushalts- und Wirtschaftsfihrung
nachhaltig verbessert. Das Wissenschaftsministerium hat die institu-
tionelle Forderung auf eine Festbetragsfinanzierung umgestellt und
seine Aufsicht Uber die Akademie intensiviert.

Verbesserungspotenziale bestehen nach wie vor bei der Steuerung und
Verwaltung der Forschungsprojekte. Sie kdnnten effizienter und wirt-
schaftlicher betrieben werden. Kuinftige Forschungsprojekte kénnte die
Akademie auch an Universitdten des Landes delegieren.

1 Ausgangslage

Die Heidelberger Akademie der Wissenschaften wurde 1909 als Vereinigung
von herausragenden Wissenschaftlern gegriindet. Sie fihrt die Tradition der
1763 durch Kurfurst Carl Theodor gegriindeten kurpfélzischen Akademie
fort. Sie dient dem interdisziplindren Gesprach und der interdisziplinaren
Forschung ihrer Mitglieder. Ahnliche Akademien gibt es in sieben weiteren
Bundeslandern. Diese acht Akademien haben sich zu der Union der deut-
schen Akademien der Wissenschaften e. V. (Union der Akademien) zusam-
mengeschlossen. AulRerdem gibt es zwei nationale Akademien der Wissen-
schaften (Leopoldina und acatech), die nicht zur Union der Akademien ge-
horen.

Seit 1966 ist die Heidelberger Akademie eine Kdrperschaft des offentlichen
Rechts, die unter der Rechtsaufsicht des Landes Baden-W irttemberg steht.

Ordentliche Mitglieder der Akademie sind bis zu 100 Wissenschaftler aus
Baden-Wirttemberg, die von der Mitgliederversammlung aufgrund ihrer
hohen Qualifikation berufen werden. Derzeit gehéren der Akademie 70 akti-
ve Mitglieder an. Hinzu kommen 131 entpflichtete Mitglieder und 80 korres-
pondierende Mitglieder, die auch aus anderen Landern und dem Ausland
berufen werden kénnen. Die Mitglieder gehdren entweder der philosophisch-
historischen Klasse oder der mathematisch-naturwissenschaftlichen Klasse
an.

Die Akademie wird von einem ehrenamtlichen Vorstand geleitet, der aus
dem Préasidenten und zwei Sekretaren besteht. Dem Vorstand zur Seite
steht eine Geschéftsstelle mit derzeit 14 hauptamtlich beschaftigten Mit-
arbeitern. Weiterhin beschaftigt die Akademie in ihren Arbeitsstellen insge-
samt 215 (Uberwiegend) wissenschaftliche Mitarbeiter. Der Geschéaftsstelle
obliegt die Koordination der Arbeit, das Wissenschaftsmanagement, die
Personal- und Finanzverwaltung, die Presse- und Offentlichkeitsarbeit, das
Veranstaltungsmanagement und der IT-Bereich. Die Mitarbeiter der Arbeits-
stellen bearbeiten derzeit 20 Langzeitforschungsprojekte sowie weitere 16
Teilprojekte im Nachwuchsprogramm.

An der Heidelberger Akademie der Wissenschaften gibt es drei Arten von
Forschungsprojekten: Die Mehrzahl der Projekte werden von der Akademie
im Akademienprogramm der Union beantragt und bedirfen der Genehmi-
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gung der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz (GWK). Das Projekt ,Stid-
westdeutsche Hofmusik” wird von der Akademie unmittelbar im Auftrag des
Landes betrieben. Als baden-wiirttembergische Besonderheit hat die Aka-
demie ein sogenanntes ,WIN-Kolleg“ des Landes gegriindet, in dessen
Rahmen herausragende junge Wissenschaftler ihre zeitlich begrenzten in-
terdisziplindren Projekte an der Akademie betreiben kdnnen. Die Zulassung
dieser Projekte erfolgt unabhangig von der Union der Akademien.

Die Heidelberger Akademie hat einen Finanzbedarf von 9,4 Mio. Euro jahr-
lich. Davon werden der Akademie 2,3 Mio. Euro unmittelbar vom Land als
institutionelle Férderung zugewendet. Weitere 7,0 Mio. Euro (2017: 7,6 Mio.
Euro) erhalt die Akademie von der Union fir die Projekte des Akademien-
programms. Diese Zuwendung wird jeweils zur Halfte von Bund und Lan-
dern finanziert. Weiterhin hat die Akademie in geringem Umfang Drittmittel-
einnahmen.

2 Prufungsergebnisse

2.1 Prufung 2013

Der Rechnungshof hat 2013 die Haushalts- und Wirtschaftsfihrung der
Akademie geprift. Eine Vielzahl von Defiziten wurde der Akademie wahrend
der laufenden Priifung mitgeteilt:

¢ Die Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung verstiel? in zahlreichen Féllen
gegen die Bestimmungen des formellen Haushaltsrechts. So waren z. B.
begrindende Unterlagen unzureichend, Einnahmen und Ausgaben wur-
den teilweise falsch verbucht und es wurde gegen das Prinzip der Jahr-
lichkeit des Haushalts verstof3en.

o Bei der Geschéftsstelle der Akademie sah der Rechnungshof bei gegebe-
ner Aufgabenstellung ein Einsparpotenzial von 150.000 Euro.

¢ Die kassenrechtlichen Bestimmungen wurden nicht beachtet.

e Zahlreiche Vergaben waren nicht hinreichend dokumentiert und verstie-
Ben gegen die Bestimmungen des Vergaberechts.

¢ Die Eingruppierung und die Leistungen an das Akademiepersonal ent-
sprachen in mehreren Féllen nicht den haushaltsrechtlichen Vorgaben. In
einem Fall wurde eine Mitarbeiterin beschéftigt, obwohl das Wissen-
schaftsministerium als Zuwendungsgeber ausdriicklich widersprochen
hatte. Die Zustimmung des Landes zu den gewéhrten Ubertariflichen Leis-
tungen lag nicht vor.

¢ Die Personalverwaltung entsprach in mancherlei Hinsicht nicht den ge-
setzlichen Vorgaben. Fur die Beschéftigten existierten keine brauchbaren
Tatigkeitsbeschreibungen und Stellenbewertungen.

¢ Das Dienstreisemanagement und die Arbeitszeiterfassung gentgten nicht
den rechtlichen Vorgaben.

e Durch Fehlbuchungen wurde das Defizit der Akademie scheinbar erhoht.
Dies fiihrte zu Uberhéhten Zuwendungen des Landes.
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e Bei Veranstaltungen der Akademie und Représentationsausgaben wurde
der Grundsatz der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit nicht immer beach-
tet.

2.2 Erganzende Prifung 2016

Der Rechnungshof hat 2016 uberprift, wie Akademie und Wissenschaftsmi-
nisterium mit den 2013 mitgeteilten Beanstandungen des Rechnungshofs
umgegangen sind. Der Vorstand der Akademie und das Ministerium als
Rechtsaufsichtsbehérde haben auf die Priiffungsfeststellungen des Rech-
nungshofs reagiert. Zahlreiche vom Rechnungshof 2013 festgestellte Defizi-
te wurden in der Folgezeit behoben. Uberzahlungen des Landes wurden von
der Akademie zuriickerstattet.

In wenigen Bereichen bestand nach wie vor ein Verbesserungspotenzial. So
wurden bei Publikationen die Vergabevorschriften noch immer nicht beach-
tet. Das Dienstreisemanagement und die Arbeitszeiterfassung waren nach
wie vor optimierungsbedurftig.

Die fehleranfallige Fehlbedarfsfinanzierung durch das Land wurde - wie vom
Rechnungshof vorgeschlagen - durch eine Festbetragsfinanzierung ersetzt.

Aufgabenstellung und Ziele der Akademie wurden von der Mitgliederver-
sammlung 2015 in einer Statusschrift fortgeschrieben und neu definiert.

2.3 Feststellungen zu den Forschungsprojekten

Die Akademie betreibt derzeit 19 von der GWK genehmigte Forschungspro-
jekte sowie das Projekt ,Sudwestdeutsche Hofmusik", das unmittelbar vom
Land finanziert wird. Die Forschungsprojekte im Akademienprogramm sind
in der nachfolgenden Tabelle dargestellt:
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Tabelle: Forschungsprojekte im Akademienprogramm

Aufnahmejahr

in der Frihen Neuzeit (1550 bis 1620)

programm
Goethe-Wdrterbuch 1980 2025
Role of culture (Frankfurt und Tlbingen) 2008 2027
Deutsche Inschriften 1980 2030
Agyptische Tempeltexte 2010 2021
Altfranzdsisches etymologisches Worterbuch 1984 2020
Altgaskognisches Warterbuch 1981 2020
Melanchthon Briefwechsel 1980 2030
Kloster im Hochmittelalter (Heidelberg) 2010 2024
Deutsches Rechtsworterbuch 1980 2036
Keilschrifttexte aus Assur 2004 2022
Nietzsche-Kommentar 2008 2022
Epigraphische Datenbank 1998 2020
i\;-aggs:lhslj::gel:tlsrchenordnungen des 2002 2017
Buddhistische Steininschriften 2005 2020
Fragmente der griechischen Komédie (Freiburg) 2010 2025
Fﬁgdrr:lebn;irzr)te Jaspers-Gesamtausgabe 2012 2029
Chronik des Johannes Malalas (Tlibingen) 2013 2024
Quellen des vormodernen Nepal 2014 2028
Theologenbriefwechsel im Siidwesten des Reichs 2017 2031

Der Rechnungshof anerkennt, dass Forschungsprojekte mit langer Projekt-
laufzeit und einer interdisziplindren Aufgabenstellung gut geeignet sind, um
als Projekt der Akademie bearbeitet zu werden. Dies gilt insbesondere fir
geistes- und kulturwissenschaftliche Projekte, fur die in der auReruniversita-
ren Forschungslandschaft keine geeigneten Kapazitaten vorhanden sind.
Seit 2009/2010 gibt es im Akademienprogramm die Vorgabe einer maxima-

len Laufzeit von 25 Jahren.

Anzumerken ist indes,

o dass die Laufzeit einiger vor 2009 begonnener élterer Projekte deutlich
Uber der von der Union der Akademien vorgesehenen Hoéchstdauer von

25 Jahren liegt und
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¢ dass in einigen Féllen die ressourcenbedingt lange Laufzeit dazu fiihrt,
dass Projekte nicht effizient umgesetzt werden kénnen.

Die Steuerung der Wirtschaftlichkeit und Effizienz der Arbeit der Akademie
ist bei jenen Projekten besonders anspruchsvoll, bei denen fir die einge-
setzten Ressourcen (Arbeitsstellen, RAume, Personal) nach Projektende
keine sinnvolle Weiterverwendung in Aussicht steht. Die Akademien in
Hamburg und in Nordrhein-Westfalen zeigen, dass alternative Verfahrens-
weisen dazu beitragen kénnen, Forschungsprojekte wirtschaftlicher zu orga-
nisieren.

3 Empfehlungen

3.1 Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung

Die Akademie muss kiinftig die geltenden haushalts-, kassen- und vergabe-
rechtlichen Regelungen einhalten. Zudem sind die Nebenbestimmungen des
Zuwendungsbescheids sowie die Vorgaben des genehmigten Wirtschafts-
plans zu beachten.

Die Téatigkeitsbeschreibungen und -bewertungen sind alsbald zu erstellen.
Dienstreisen sind unter Beriicksichtigung des Grundsatzes der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit zu genehmigen und abzurechnen.

3.2 Wissenschaftsministerium

Das Wissenschaftsministerium muss seine Aufgabe als Rechtsaufsichtsbe-
hoérde und Zuwendungsgeber kinftig sorgfaltiger wahrnehmen. Durch re-
gelmaRige Kontrollen ist sicherzustellen, dass sich nicht wieder eine Hau-
fung von Fehlern ergibt, wie sie der Rechnungshof 2013 angetroffen hat.

Das Ministerium sollte priifen, ob durch Zielvereinbarungen die Effizienz und
Wirtschaftlichkeit der Forschungsprojekte der Akademie verbessert werden
kann.

3.3  Weiterfuhrung der WIN-Projekte

Die WIN-Projekte fir junge Wissenschaftler haben sich als innovatives und
effizientes Instrument der Nachwuchsférderung bewéhrt und zu einer spur-
baren Verbreiterung des Spektrums der Akademie beigetragen.

Der Rechnungshof empfiehlt, auch in Zukunft WIN-Projekte fur junge Wis-
senschaftler moglich zu machen.
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3.4 Durchfuhrung, wissenschaftliche Steuerung und Finanzsteue-
rung kunftiger Akademieprojekte

Kinftige Akademieprojekte sollten finanziell und personell so ausgestattet
sein, dass sie regelmaRig in héchstens 15 Jahren abgeschlossen werden
koénnen.

Der Rechnungshof schlagt vor, bei seit sehr langer Zeit laufenden Akade-
mieprojekten zusatzliche Ressourcen einzusetzen, um einen friilheren Ab-
schluss zu erméglichen.

Dariliber hinaus wirde es der Rechnungshof begriiRen, wenn sich die Aka-
demie Uber ihre Kernaufgaben in der Grundlagenforschung hinaus durch
Veranstaltungen und kleinere Projekte am 6ffentlichen Diskurs beteiligt und
ihrer Arbeit dadurch noch mehr AuRenwirkung verschafft.

Der Rechnungshof hélt es als alternative Verfahrensweise fiir erwagenswert,
Projekte der Akademie kiinftig nicht mehr mit eigenem Personal zu verwirkli-
chen, sondern die Projekte an Universitatsinstitute bzw. Lehrstiihle zu de-
legieren, die sie mit Mitteln aus dem Akademienprogramm umsetzen. Die
Personal- und Sachmittel wiirden per Vertrag von der Akademie an die Uni-
versitaten weitergeleitet.

Der Rechnungshof sieht insbesondere folgende Vorteile:

¢ Die Professoren, die als Forschungsstellenleiter tatig sind und fiir den
wissenschaftlichen Gehalt der Projekte verantwortlich zeichnen, sind an
ihren Universitaten und Instituten auch im Alltag présent. Dies gewahrleis-
tet eine engere Fuhrung der Akademieprojekte als in der bisherigen Struk-
tur.

¢ Die Universitaten kénnen die im Projekt beschéaftigten Mitarbeiter besser
férdern und ihnen Méglichkeiten einer Weiterqualifikation anbieten.

¢ Die Verwaltungen der Universitaten und Forschungseinrichtungen sind
leistungsstark und in der Lage, die Forschungsvorhaben verwaltungsma-
Big abzuwickeln. Dadurch ergibt sich mittelfristig eine weitere Entlastung
der Geschéftsstelle der Akademie mit entsprechendem Einsparpotenzial.

e Durch den Ubergang der Forschungsvorhaben an die Universitaten wiirde
sich deren Drittmittelaufkommen erhdhen. Flankierende Drittmittelprojekte
kénnten ebenfalls an die Universitaten tbergehen. Dadurch wiirde die
Verbundforschung gestarkt.

o Uber die Personalverwaltung hinaus wiirden sich die Aufgaben der Ge-
schéftsstelle spurbar reduzieren (Buchhaltung, Beschaffungen, IT-Betreu-
ung, Facility-Management und Sekretariat).

Nach Einschatzung des Rechnungshofs ergébe sich dadurch mittelfristig ein
jahrliches Einsparpotenzial in der Geschéaftsstelle von 300.000 Euro. Der
Rechnungshof verkennt nicht, dass im Gegenzug Overheadkosten an den
beauftragten Universitaten verursacht wirden.
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4 Stellungnahme der Akademie der Wissenschaften

Der Vorstand der Akademie hat zur Prifungsmitteilung des Rechnungshofs
ausfuhrlich Stellung genommen.

4.1 Haushalts- und Wirtschaftsfihrung

Er sagt zu, dass kunftig alle fir die Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung mali-
geblichen Vorschriften beachtet werden. Die Mehrzahl der Monita des
Rechnungshofs sei mittlerweile bereits erledigt. Die vom Rechnungshof vor-
geschlagene elektronische Arbeitszeiterfassung halt der Vorstand jedenfalls
bei den Mitarbeitern der Forschungsstellen fur unpraktikabel und im Ver-
gleich sehr kostenintensiv.

Die Reorganisation der Geschéftsstelle sei eingeleitet. Die dadurch frei wer-
denden Ressourcen sollen in erster Linie fiir das neue Geschaftsfeld ,Digita-
le Akademie” eingesetzt werden, in dessen Rahmen man eng mit der Uni-
versitat Heidelberg und ihrer Universitatsbibliothek zusammenarbeite.

4.2 Laufende und kinftige Akademieprojekte

Hinsichtlich Struktur und Dauer der laufenden und kunftiger Akademiepro-
jekte macht der Vorstand der Akademie geltend, dass der Wissenschaftsrat
entgegen der Auffassung des Rechnungshofs aktuell eine Laufzeit von 12
bis 25 Jahren fiir die Langzeitprojekte der Akademie flir angemessen halt.
Man werde sich auch in Zukunft an dieser Empfehlung des Wissenschaftsra-
tes orientieren. Die Akademie werde allerdings darauf achten, dass die zu-
stéandigen Akademiemitglieder und Arbeitsstellenleiter ihre Fihrungsaufgabe
intensiv wahrnehmen und dabei auch die Wirtschaftlichkeit des jeweiligen
Projekts im Auge haben.

Der Vorstand der Akademie begru3t die Sichtweise des Rechnungshofs,
wonach sich die Heidelberger Akademie Uber ihre Kernaufgaben hinaus
auch durch Veranstaltungen und kleinere Projekte am &ffentlichen Diskurs
beteiligen soll, um so ihrer Arbeit noch mehr AuRenwirkung zu verschaffen.

Entschieden wendet sich der Vorstand der Akademie gegen den Vorschlag
des Rechnungshofs, kiinftige Akademieprojekte nach Mdglichkeit an Lan-
desuniversitaten zu delegieren. Er macht geltend, dass ein solches Vorge-
hen die wissenschaftliche Leistungsfahigkeit der Akademie als Forschungs-
institution sowie die Kontinuitat und das Erfolgspotenzial der langfristigen
Projekte im Akademienprogramm in Frage stelle und die Planung der For-
schungsstellen vor erhebliche Probleme und Risiken stellen wiirde.

Entgegen der Auffassung des Rechnungshofs kénne das wissenschaftliche
Personal der Forschungsstellen auch an der Akademie optimal geférdert
und nach Beendigung der Projekte erfolgreich weitervermittelt werden. Auch
die arbeitsrechtlichen Rahmenbedingungen entsprachen an der Akademie
weitgehend den Bedingungen, wie sie an einer Universitat gelten.

Der Rechnungshof Ubersehe bei seiner Argumentation, dass auch an den
Universitaten ein beachtlicher Overheadaufwand fir die Betreuung der For-
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schungsprojekte entstehen werde. Im Ubrigen sollte die Einwerbung eines
Projekts, seine Umsetzung und Betreuung und die Verantwortung fiir den
wissenschaftlichen Ertrag in einer Hand liegen. Auch die sinnvolle Flexibilitat
in der Verwendung der Mittel ginge verloren, wenn die Bearbeitung aller
baden-wirttembergischen Projekte des Programms der Akademie nicht
mehr unter einem Dach gebiindelt ware.

Der Vorstand der Akademie ist im Ubrigen der Meinung, dass gerade die
Forschung in sogenannten ,Nischenbereichen an den Landesakademien
besonders gut aufgehoben ist. Im Interessenkonflikt der zahlreichen und oft
viel starkeren Facher an den grof3en Universitaten wirden solche kleinen
Themenbereiche leicht an den Rand geschoben, wohingegen sie an der
Akademie optimal geférdert werden kdnnten.

Der Vorstand der Akademie weist darauf hin, dass die Akademien in DUs-
seldorf und Hamburg zwar nach dem vom Rechnungshof vorgeschlagenen
Modell verfahren. Negative Erfahrungen, insbesondere in einem Einzelfall
an der Hamburger Akademie, hatten aber dazu gefiihrt, dass die Eignung
des universitaren Verwaltungsmodells innerhalb der Union der Akademien
mittlerweile deutlich bezweifelt werde.

5 Stellungnahme des Ministeriums

Das Wissenschaftsministerium versichert, dass es seine Aufsicht als Zu-
wendungsgeber in verstarkter Intensitat wahrnehmen werde. GemaR der
Empfehlung des Rechnungshofs, weitere zuwendungsrechtliche Auswirkun-
gen zu prufen, habe es sowohl fir die institutionelle als auch die projektspe-
zifische Forderung ein besonderes Ubersichtsformular (mit Sachbericht und
Zahlenteil) entwickelt, das von der Akademie seit 2016 verwendet werde
und flr eine grol3ere Transparenz im Zuwendungsverfahren sorge. Dartiber
hinaus werde das Ministerium kinftig sowohl von der Akademie wie auch
von anderen Zuwendungsempfangern die Festlegung besonderer Mal3nah-
men und Prozesse zur Sicherstellung der Regelkonformitét einfordern. Zu
den Zielen dieses Compliance-Systems werde auch eine erhéhte Gewahr
fur die sachliche Richtigkeit der Verwendungsnachweise gehdren.

Das Ministerium werde entsprechend der Empfehlung des Rechnungshofs
ferner prifen, ob die Zielerreichung und notwendige Steuerung - zusatzlich
zu dem Instrument des Programmbudgets/Wirtschaftsplans - kiinftig auch
durch den Abschluss besonderer Zielvereinbarungen sichergestellt werden
kénne. Die in Angriff genommene Umstrukturierung der Geschaftsstelle
werde das Ministerium zum Anlass nehmen, die Geschaftsprozesse - etwa
zur Beachtung der Vergabevorschriften sowie Vermeidung von Fehlern beim
Dienstreisemanagement - weiter zu verbessern und die vom Rechnungshof
erwarteten Einsparmaoglichkeiten in personeller und sachlicher Hinsicht ein-
gehend prifen. Es begrif3e den von der Akademie in Gang gesetzten Opti-
mierungsprozess in der Personalverwaltung und die bereits erreichten und
weiter angestrebten Verbesserungen. Dabei sehe es die Akademie in der
Verantwortung, die Geschéftsstelle mit Personal auszustatten, das fir die
anfallenden Aufgaben hinreichend vorbereitet sei.

Das Ministerium vermag sich dagegen der Empfehlung des Rechnungshofs
nicht anzuschlief3en, die Akademieprojekte an Universitatsinstitute bzw.
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Lehrstuhle zu vergeben. Aus seiner Sicht sei die von der Akademie vorge-
tragene Auffassung, die die gréReren Vorteile bei der aktuellen Praxis sieht,
durchaus nachvollziehbar, zumal auch die Bayerische Akademie der Wis-
senschaften, die Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften,
die Mainzer Akademie der Wissenschaften, die Sachsische Akademie der
Wissenschaften und die Géttinger Akademie - und damit die Mehrzahl der
Akademien - die Akademieprojekte ebenfalls in eigener Zustandigkeit be-
arbeiten.

198



	1 Parlamentarische Beratung der Denkschrift 2016
	2 Weitere Berichte des Rechnungshofs seit der letzten Denkschrift
	2.1 Vergabe von Gutachten/Beratungsleistungen(Landtagsdrucksache 16/150)
	2.2 Straßenbetriebsdienst an Landesstraßen(Landtagsdrucksache 16/400)

	1 Haushalts-Soll und Haushalts-Ist 2015
	2 Haushaltsrechnung 2015
	2.1 Gestaltung
	2.2 Ergebnisse der Haushaltsrechnung

	3 Feststellungen des Rechnungshofs nach § 97 Absatz 2 Nrn. 1 und 2 Landeshaushaltsordnung
	3.1 Ordnungsmäßigkeit der Haushaltsrechnung
	3.2 Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben

	4 Globale Minderausgaben
	5 Druck- und Darstellungsfehler
	6 Haushaltsreste
	6.1 Haushaltsreste 2014 und 2015
	6.2 Verteilung der Ausgabereste 2015
	6.3 Entwicklung der Ausgabereste im Zehn-Jahres-Vergleich

	1 Einnahmen
	1.1 Entwicklung der Einnahmen 2007 bis 2016
	1.2 Steuereinnahmen
	1.3 Sonstige Einnahmen
	1.3.1 Verwaltungseinnahmen und Einnahmen aus Schuldendienst
	1.3.2 Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen
	1.3.3 Kreditaufnahmen und besondere Finanzierungseinnahmen


	2 Ausgaben
	2.1 Entwicklung der Ausgaben 2007 bis 2016
	2.2 Personalausgaben
	2.3 Sonstige Ausgaben
	2.3.1 Sächliche Verwaltungsausgaben und Schuldendienst
	2.3.2 Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke
	2.3.3 Baumaßnahmen, sonstige Investitions- und Investitionsförderungsmaßnahmen
	2.3.4 Besondere Finanzierungsausgaben


	3 Steuerdeckungsquote und Investitionsquote
	4 Finanzierungssaldo
	1 Verschuldungslage
	1.1 Schuldenentwicklung
	1.2 Entwicklung der Nettokreditaufnahme
	1.3 Kreditmarktschulden und Zinsen
	1.4 Pro-Kopf-Verschuldung
	1.5 Nettokreditaufnahme je Einwohner - Ländervergleich 2014 und 2015

	2 Rücklagen und Sondervermögen
	3 Entwicklung der Jahresergebnisse
	4 Haushaltsrisiken durch Bürgschaften, Garantien und Gewährleistungen
	1 Ausgangslage
	2 Entwicklung bis einschließlich 2017
	2.1 Zulässige Kreditaufnahme im abgelaufenen Haushaltsjahr 2016
	2.2 Zulässige Kreditaufnahme, Nettokreditaufnahme und Kontrollkonto von 2013 bis 2017
	2.3 Neuregelung 2017
	2.3.1 Änderung der Verordnung zu § 18 Landeshaushaltsordnung ab 01.01.2017
	2.3.2 Haltung des Rechnungshofs
	2.3.3 Umsetzung im Haushalt 2017

	2.4 Ausblick
	2.5 Auswirkungen der Neuregelung der Bund-Länder-Finanz-beziehungen ab 2020

	3 Empfehlungen
	3.1 Abbau der impliziten Verschuldung auch weiterhin konkretisieren
	3.2 Abbau der impliziten Verschuldung auf Landesschulden begrenzen

	1 Ausgangslage
	2 Empfehlungen des Rechnungshofs in der Denkschrift 2016 aufBasis des Finanzplans 2016
	3 Staatshaushaltsplan 2017
	3.1 Ausgabensteigerung
	3.2 Stellenzuwachs
	3.3 Einsparungen in Ressorthaushalten
	3.4 Neuregelung der Finanzbeziehungen zwischen Land undKommunen

	4 Mittelfristige Finanzplanung 2017
	4.1 Eckdaten
	4.2 Vergleich der Mittelfristigen Finanzplanung 2017 mit denFinanzplänen 2013 bis 2016

	5 Fazit und Ausblick
	1 Ausgangslage
	1.1 Grundsätze ordnungsgemäßer Aktenführung
	1.2 Dokumenten- und Schriftgutverwaltungssystem

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Modernisierung von DSV zu DSV-neu
	2.2 Nutzung von DSV und DSV-neu
	2.3 Betrieb von DSV-neu
	2.4 Aktenführung und elektronisches Arbeiten
	2.5 Landeseinheitliche E-Akte

	3 Empfehlungen
	3.1 Schriftliche Verträge schließen und Leistungserbringung sicherstellen
	3.2 Betrieb konsolidieren und Betriebskosten verursachergerecht verrechnen
	3.3 Migrationsaufwand beim Übergang zur E-Akte minimieren
	3.4 Landeseinheitliche E-Akte einführen
	3.5 Einsparpotenzial durch E-Akte ermitteln und realisieren
	3.6 Vollständige und realitätsnahe Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen durchführen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Der Begriff Museumsbahn ist nicht definiert
	2.2 Landeskonzept für Museumsbahnen fehlt
	2.3 Museumsbahnen sind selten in Betrieb
	2.4 Mehrere staatliche Stellen befassen sich mit der Förderung von Museumsbahnen
	2.5 Die Förderung aus dem EU-Programm LEADER kann zu erheblichen Problemen führen
	2.6 Förderverfahren und Durchführung teilweise mangelhaft
	2.6.1 Planung und Umsetzung von Maßnahmen unzureichend
	2.6.2 Gutachten und Kostenschätzungen nicht verlässlich
	2.6.3 Einhaltung der Zweckbindungsfristen fraglich
	2.6.4  Zuwendungsempfänger verletzten ihre Mitteilungspflicht
	2.6.5 Nachweis von Eigenleistungen bei der Denkmalförderung widersprüchlich
	2.6.6 Vergabevorschriften unzulänglich eingehalten und geprüft


	3 Empfehlungen
	3.1 Landesweites Förderkonzept „Museumsbahnen“ erstellen
	3.2 Sachgerechte Vorgaben für Museumsbahnen festlegen
	3.3 Fachtechnische Prüfung einheitlich durchführen
	3.4 Förderung aus einer Hand

	4 Stellungnahme der Ministerien
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Stellenentwicklung von 2003 bis 2013
	2.2 Stellenmehrungen ab 2015
	2.3 Zukünftige Stellenzuwächse
	2.4 Wie werden neue Stellen begründet?
	2.4.1 Offensivkonzept zur Bekämpfung des Wohnungseinbruchdiebstahls
	2.4.2 Sonderprogramm Bekämpfung des islamistischen Terrorismus (1. Anti-Terror-Paket)


	3 Empfehlungen
	3.1 Personalbedarf sorgfältig und methodisch nachvollziehbar ermitteln
	3.2 226 kw-Vermerke wieder aufnehmen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Auslastung der Kapazitäten und Stand-by-Betrieb
	2.2 Bestandteile einer Erstaufnahmeeinrichtung
	2.3 Kosten der Baumaßnahmen
	2.4 Anforderungen des Asylverfahrens an eine Landeserstaufnahmeeinrichtung
	2.5 Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für Migration undFlüchtlinge
	2.6 Einbeziehung der Prüfungsergebnisse in ein neues Standortkonzept der Landesregierung

	3 Empfehlungen
	3.1 Kasernenareale nutzen
	3.2 Alternativlösungen für den Stand-by-Betrieb entwickeln
	3.3 Anforderungen an eine Landeserstaufnahmeeinrichtung
	3.4 Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für Migration undFlüchtlinge verbessern
	3.5 Rechtsgrundlagen flexibel gestalten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Darstellung und Verwendung von Erträgen
	2.2 Management nicht-forstlicher Nutzungen
	2.2.1 IT-Unterstützung
	2.2.2 Controlling

	2.3 Entgelte

	3 Empfehlungen
	3.1 Einnahmen aus forstuntypischen Nutzungen, Vermietung und Verpachtung im Landeshaushalt getrennt ausweisen
	3.2 Management für nicht-forstliche Nutzungen aufbauen
	3.2.1 IT-Unterstützung verbessern
	3.2.2 Nicht-forstliche Nutzungen im Controlling berücksichtigen

	3.3 Entgelte marktgerecht gestalten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Überblick und Unterschiede der Online-Messnetze
	2.2 Einsparpotenzial im Luftmessnetz
	2.3 IT-Koordination und Vertragsmanagement
	2.4 Informationssicherheit
	2.5 Kooperationen und IT-Fachverfahren
	2.6 IT-Neuordnung und die Messnetze
	2.7 Abgrenzung der Zuständigkeit für die Netze der LUBW 
	2.8 Kosten- und Leistungsrechnung

	3 Empfehlungen
	3.1 Risikomanagement- und Alarmierungssystem im Luftmessnetz einführen
	3.2 IT koordinieren und Verträge managen
	3.3 Informationssicherheit weiterführen
	3.4 IT-Fachverfahren analysieren und Kooperationen fördern
	3.5 IT der Messnetze ordnen und auf BITBW übertragen
	3.6 Kosten- und Leistungsrechnung ausbauen

	4 Stellungnahme der Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Festsetzung von Hinterziehungszinsen
	2.2 IT-Unterstützung
	2.3 Maßnahmen der Oberfinanzdirektion Karlsruhe
	2.4 Informationsaustausch zwischen Straf- und Bußgeldsachenstellen und Veranlagungsstellen
	2.5  Landesweite Bedeutung der Ergebnisse

	3 Empfehlungen
	3.1 Zinsfestsetzung in nicht verjährten Fällen prüfen
	3.2 Bedienstete der Veranlagungsstellen schulen
	3.3 IT-Unterstützung optimieren

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Cash-Management
	2.2 Kapitalausstattung 
	2.3 Personal
	2.3.1 Tarifverträge
	2.3.2 Arbeitszeit
	2.3.3 Vergütung und weitere Tarifbedingungen

	2.4 Sitz der Gesellschaft in Baden-Baden
	2.5 Beteiligung an der Baden-Baden Kur & Tourismus GmbH

	3 Empfehlungen
	3.1 Cash-Management optimieren
	3.2 Kapitalausstattung reduzieren
	3.3 Tarifbedingungen und Vergütungsstrukturen optimieren
	3.3.1 Einheitlichen Tarifvertrag vereinbaren
	3.3.2 Personalkosten senken

	3.4 Sitz der Gesellschaft verlegen 
	3.5 Beteiligung an der Baden-Baden Kur & Tourismus GmbH aufgeben

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Kostenentwicklung und ungenügende Projektsteuerung
	2.2 Mehrkosten für besondere Architektur und Betriebskosten
	2.3 Bauzeitverlängerung durch gestörten Bauablauf
	2.4 Mehrkosten wegen nicht erforderlicher Trennung des Gebäudes

	3 Empfehlungen
	3.1 Architektonische Gestaltung und Baukosten
	3.2 Projektmanagement und Controlling

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Fördergrundsätze sind nicht vorhanden
	2.2 Konkrete Förderziele werden nicht festgelegt
	2.3 Entwicklungsstrecken und schwach ausgelastete Güterverkehrsstrecken werden ohne Prüfung des Potenzials gefördert
	2.4 Bemessung der Zuwendungen ist nicht transparent
	2.5 Sonderprogramm 2015 und „Oberbauprogramm“ sind nicht klar abgegrenzt
	2.6 100-Prozent-Förderungen der Sonderprogramme nicht nachvollziehbar

	3 Empfehlungen
	3.1 Förderrichtlinien erstellen
	3.2 Förderziele konkretisieren und Erfolgskontrollen durchführen
	3.3 Nachweise zur Perspektive sogenannter Entwicklungsstrecken und bei Güterverkehrsstrecken fordern
	3.4 Zuwendungsfähige Ausgaben pauschalieren und Festbetrags-finanzierung einführen
	3.5 Sonderprogramme klar abgrenzen und auf 100-Prozent-Förderungen verzichten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vorabstimmung mit den Wasserbehörden und den betroffenen Kommunen ist häufig unzureichend
	2.2 Wasserwirtschaftliche Daten zu wenig beachtet 
	2.3 Kommunikation der Fachverwaltungen nicht ausreichend
	2.4 Planungen für Ersatzbauwerke trotz Verkehrsbeschränkungen der Brücken nicht vorangetrieben

	3 Empfehlungen
	3.1 Integrierte Planung durch interdisziplinäre Zusammenarbeit von Straßenbau- und Wasserwirtschaftsverwaltung 
	3.2 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Straßenbauverwaltung zu wasserwirtschaftsfachlichen Anforderungen schulen 

	4 Stellungnahme der Ministerien
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Anatomische Forschung
	2.2 Anatomische Lehre
	2.3 Weiterbildung
	2.4 Umgang mit den Körperspenden
	2.5 Personalstruktur und Perspektiven der anatomischen Institute

	3 Empfehlungen
	3.1 Lehre
	3.2 Weiterbildung
	3.3 Umgang mit Körperspenden
	3.4 Struktur und Perspektiven der anatomischen Institute

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Forschung und Lehre
	4.2 Struktur und Perspektiven der anatomischen Institute 

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Studiengänge und Studienstruktur
	2.2 Studierendenzahlen
	2.3 Ausstattung der Institute
	2.4 Haushalts- und Wirtschaftsführung

	3 Empfehlungen
	3.1 Zukunft der Institute für Sinologie
	3.2 Nachfrage nach Studienplätzen
	3.3 Studienstruktur
	3.4 Zusammenarbeit mit den Konfuzius-Instituten

	4 Stellungnahme des Ministeriums 
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Professoren
	2.2 Befristet beschäftigte Akademische Mitarbeiter
	2.3 Unbefristet beschäftigte Akademische Mitarbeiter

	3 Empfehlungen
	3.1 Voraussetzungen für das Fakultätsdeputat
	3.2 Genehmigung und Umsetzung des Fakultätsdeputats
	3.3 Integration des Zentrums für Astronomie

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Positives Fazit
	4.2 Umsetzung der Empfehlungen des Rechnungshofes
	4.3 Ausblick

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Materialprüfungsanstalt Stuttgart
	2.1.1 Hohe Leistungsfähigkeit und Synergien
	2.1.2 Zu geringe Produktivität und negatives Rechnungsergebnis
	2.1.3 Unzureichendes Forderungsmanagement
	2.1.4 Weitere Verbesserungspotenziale

	2.2 Materialprüfungsanstalt Karlsruhe
	2.2.1 Eigenes Kompetenzprofil
	2.2.2 Organisatorische Defizite
	2.2.3 Negatives Rechnungsergebnis
	2.2.4 Defizite in der Kalkulation und beim Forderungsmanagement
	2.2.5 Weitere Feststellungen


	3 Empfehlungen
	3.1 Empfehlungen an die Universität Stuttgart
	3.1.1 Materialprüfungsanstalt wirtschaftlich konsolidieren
	3.1.2 Organisation und Personalwirtschaft verbessern

	3.2 Empfehlungen an das Karlsruher Institut für Technologie
	3.2.1 Materialprüfungsanstalt wirtschaftlich konsolidieren
	3.2.2 Organisation und Personalwirtschaft verbessern


	4 Gemeinsame Stellungnahme des Wissenschaftsministeriums, der Universität Stuttgart und des KIT
	4.1 Materialprüfungsanstalt Stuttgart
	4.2 Materialprüfungsanstalt Karlsruhe

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Strategische Bedeutung 
	2.2 Professionelle Vorbereitung und wirtschaftliche Steuerung 
	2.3 Kooperationen 
	2.4 Begleitprogramme und Museumspädagogik 
	2.5 Besucherevaluation
	2.6 Beschwerdemanagement/Warteschlangenmanagement
	2.7 Ausschreibungen und Vergaben 
	2.8 Landeszuschuss

	3 Empfehlungen
	3.1 Kooperationen anstreben
	3.2 Begleitprogramme und Museumspädagogik anbieten
	3.3 Besucherevaluation durchführen
	3.4 Vergaberecht einhalten
	3.5 Landeszuschuss modifizieren

	4 Stellungnahmen 
	4.1 Landesmuseen
	4.2 Wissenschaftsministerium

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vergleich mit anderen Landesmuseen
	2.2 Einsparpotenziale
	2.3 Straffung der Aufbauorganisation
	2.4 Ordnungsmäßigkeit der Haushalts- und Wirtschaftsführung
	2.5 Verbesserungspotenziale in der Personalwirtschaft
	2.6 Depotsituation

	3 Empfehlungen
	3.1 Empfehlungen an das ZKM
	3.2 Empfehlungen an das Land 

	4 Stellungnahmen
	4.1 Zentrum für Kunst und Medien Karlsruhe 
	4.2 Wissenschaftsministerium 
	4.3 Oberbürgermeister der Stadt Karlsruhe

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Prüfung 2013
	2.2 Ergänzende Prüfung 2016
	2.3 Feststellungen zu den Forschungsprojekten

	3 Empfehlungen
	3.1 Haushalts- und Wirtschaftsführung
	3.2 Wissenschaftsministerium
	3.3 Weiterführung der WIN-Projekte
	3.4 Durchführung, wissenschaftliche Steuerung und Finanzsteuerung künftiger Akademieprojekte

	4 Stellungnahme der Akademie der Wissenschaften
	4.1 Haushalts- und Wirtschaftsführung
	4.2 Laufende und künftige Akademieprojekte

	5 Stellungnahme des Ministeriums
	Denkschrift 2017 - Beitrag Nr. 23.pdf
	Auszug aus
	Denkschrift 2017
	Beitrag Nr. 23
	Heidelberger Akademie der Wissenschaften


